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Antrag an die Kreismitgliederversammlung am 29.08.2026: 
 
The Kids Are Alright – Widerstand gegen Krieg, Aufrüstung und Überwachung  
 
Antragstellende: Sarah Niedrich, Lena Glöckner, Nico Bludau, Joscha Bär, Felix Kosanke, 
Florian Kobuß, Alicia Hein, Belinda Meryem Göres, Anna-Lena Löffler, Gregor Hergenhahn, 
Christina van den Boom 
 
Die Kreismitgliederversammlung möge beschließen: 
 
Unsere antimilitaristische Praxis: 
 

● Mythen der Militarisierung etwas entgegensetzen: Die Auseinandersetzung um 
Aufrüstung findet auch in unseren Köpfen statt. Politiker*innen beschwören die 
Kriegstüchtigkeit, die bis 2029 erreicht sein soll, überall sehen wir Werbung für die 
Bundeswehr, Ukrainer im wehrfähigen Alter sollen an die Front abgeschoben werden 
und auch die Debatten in öffentlichen Medien stehen immer öfter auf Kriegskurs. So 
wird die angebliche Notwendigkeit von Aufrüstung langsam zur Normalität. Das dürfen 
wir nicht zulassen und dazu müssen wir auch mit Menschen ins Gespräch kommen, 
die sich vielleicht unsicher sind, wie sie sich positionieren sollen. Dafür werden wir 
Bildungsveranstaltungen, Infostände, Social Media Formate und mehr nutzen. Bei 
Bedarf wollen wir uns mit internen Argumentationstrainings auf Infostände etc. 
vorbereiten. 

● Widerstand gegen die drohende Wehrpflicht: Junge Menschen, insbesondere 
Männer, spüren die Militarisierung [1] im Alltag unter anderem an der drohenden 
Wiedereinführung der Wehrpflicht. Dagegen regt sich jedoch Widerstand und die 
schnell steigende Zahl der Kriegsdienstverweigerungen [2] zeigt ebenfalls, dass viele 
junge Menschen nicht für Deutschland sterben wollen.  
Diesen Widerstand wollen wir unterstützen. Ein Mittel dafür kann Beratung zur 
Kriegsdienstverweigerung sein. Dieses Angebot müssen wir als Linke in Mainz 
allerdings erst etablieren. Es könnte eine Ergänzung zum bestehenden Angebot “Linke 
hilft” sein. Klar ist aber auch, dass unser Widerstand nicht bei individueller 
Verweigerung stehen bleiben darf. Wir brauchen breite gesellschaftliche Bündnisse 
und verschiedene Protestformen, wenn wir der Kriegsvorbereitung etwas 
entgegensetzen wollen. Das “Nein zur Wehrpflicht”-Bündnis, das in Mainz und 
bundesweit aktiv ist, kann hierfür ein Anknüpfungspunkt sein. Für eine mögliche 
Zusammenarbeit wird sich der KV mit der Bündnisorga austauschen. 

● Kampf für eine Zivilklausel an der Uni Mainz: Im Sommersemester 2026 hat die 
Hochschulgruppe Linke Liste / SDS eine Kampagne zur Einführung einer Zivilklausel 
an der Uni Mainz gestartet. Eine Zivilklausel ist die Selbstverpflichtung einer Uni nur 
zu zivilen Zwecken zu forschen. An vielen Universitäten in Deutschland gibt es 
Zivilklauseln, diese werden jedoch zunehmend angegriffen. Die Uni Mainz hat bisher 
keine Zivilklausel. Wir wollen keine Rüstungsforschung und keine Militärkooperationen 
[3] an der Uni Mainz und werden Gruppen und Kampagnen unterstützen, die sich 
dagegenstellen.  

● Vernetzung: Wir wollen uns mit anderen Gruppen und Initiativen im Rhein-Main-
Gebiet und darüber hinaus vernetzen. Wir verschaffen uns einen aktuellen Überblick 
über Akteure und Kontakte. Darüber hinaus können wir das jährlich stattfindende 
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Rheinmetall Entwaffnen Camp (dieses Jahr vom 01.-06. September 2026 in Köln) zur 
Vernetzung nutzen.  
 

Aufrüstung in Deutschland und weltweit 
 
Die internationale Weltordnung wird neu ausgehandelt. Einerseits nutzen Regierungen dafür 
wirtschaftliche und politische Mittel, ein Beispiel sind Trumps Zollkriege. Zunehmend werden 
die Konflikte zwischen den imperialistischen Staaten(blöcken) des 21. Jahrhunderts jedoch 
militärisch ausgetragen. 
 
Friedrich Merz machte in seiner Regierungserklärung im Dezember 2025 [4] deutlich, welche 
Rolle Deutschland in dieser sich verändernden Weltordnung einnehmen soll: kein “Spielball 
von Großmächten”, sondern ein Staat, der seine Interessen entschieden durchsetzt, und zwar 
als führende Macht in Europa. Dass es dafür in Zukunft auch militärische 
Durchsetzungsfähigkeit braucht, steht gar nicht mehr zur Debatte: die Wiedereinführung des 
Wehrdienstes und ein Bundeshaushalt, der der Aufrüstung dient, stehen uns bevor. Um diese 
Aufrüstung zu legitimieren, wird verstärkt mit Feindbildern und vermeintlichen 
Sicherheitsbedenken argumentiert. Für uns ist klar: Krieg bringt keine “Sicherheit”, sondern 
ist meistens ein Mittel der Herrschenden zur Durchsetzung ihrer Interessen, auf Kosten der 
Arbeiter*innen. Wir können im Krieg nur verlieren: Moderne Kriegsführung ist von KI-
Technologie geprägt [5] und jeder Krieg bringt verheerende Folgen für Umwelt und Klima mit 
sich. Die Militarisierung verstärkt patriarchale und gewaltvolle Tendenzen in der Gesellschaft. 
Besonders Frauen und Kinder leiden in Kriegsgebieten unter sexualisierter Gewalt.  
 
Die Militarisierung ist in unserem Alltag angekommen 

Die fortschreitende Militarisierung hat unmittelbare Konsequenzen für unser alltägliches 
Leben. Weil immer mehr Geld in Aufrüstung gesteckt wird, wird in vielen anderen Bereichen 
der Rotstift angesetzt und so der Bildungs-, Sozial- und Gesundheitsbereich kaputtgespart. 

Gleichzeitig erleben wir, wie Militarisierung immer mehr normalisiert wird, indem die 
Bundeswehr sehr viel Sichtbarkeit erhält: sei es durch die Bundeswehr-Werbung im Stadtbild 
(auf der Straßenbahn, auf Werbeschildern, ja sogar Popcorntüten werden mittlerweile mit 
Werbung der Bundeswehr bedruckt) oder durch Bundeswehr-Stände an (Berufs-)Schulen und 
Universitäten. Die Bundeswehr wird Jugendlichen dabei als normaler und attraktiver 
Arbeitgeber verkauft.  

Gerade das Gesundheitswesen kann sich nicht vor dem Kurs der Kriegstüchtigkeit 
verstecken. Bundeswehr, Länder und maßgebliche Vertreter*innen der Selbstverwaltung 
tauschen sich in gemeinsamen Fachveranstaltungen ganz unverblümt darüber aus, wie das 
Gesundheitswesen für den Verteidigungsfall ertüchtigt werden soll. Betroffen sind dabei längst 
nicht nur Kliniken, sondern gleichermaßen Rettungsdienste, ambulant tätige Ärztinnen und 
Ärzte, die Versorgungsketten für Medikamente und Medizinprodukte, Blutspendedepots sowie 
die Belegschaft insgesamt.  Die Beschäftigten werden dabei jedoch kaum als Fachpersonal 
mit eigenen Ansprüchen verstanden, sondern gelten vielmehr als Ressource, auf die im 
Ernstfall jederzeit zugegriffen werden können muss. Diese Umstrukturierung gefährdet auch 
zivile Einrichtungen und lässt sie Gefahr laufen im Kriegsfall angegriffen zu werden. Auch 
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andere zivile Infrastruktur wie der Flughafen in Leipzig werden als Ziel markiert in dem sie als 
Umschlagplatz für Rüstungsgüter genutzt werden. 

Mit der Militarisierung nach außen geht auch eine Militarisierung nach innen einher. 
Militarisierung nach innen beschreibt, dass Gesellschaft, Wirtschaft, Kultur etc. schleichend 
auf Krieg ausgerichtet werden. Das äußert sich beispielsweise darin, dass Polizei und 
Soldaten jetzt schon ausgebildet werden, um zukünftig streikende Arbeiterinnen im Zaum 
halten zu können [6]. Die Repressionen gegen antimilitaristische Akteure werden 
hochgefahren, wie wir besonders an der palästinasolidarischen Bewegung sehen können; 
auch gegen Aktivist*innen von „Rheinmetall entwaffnen" kam es 2025 zu massiver 
Polizeigewalt. 

Während die Bundeswehr immer sichtbarer wird, Militarisierung immer spürbarer und die 
Wehrpflicht nach und nach eingeführt wird, zeigt die Jugend ganz klar: Wir haben keine Lust, 
für das Kapital zu sterben. Tausende gingen dieses Jahr gegen die Einführung einer 
Wehrpflicht und Krieg auf die Straße. Seit dem 1. Januar bekommen alle, die 18 Jahre alt 
werden, einen Brief von der Bundeswehr mit einem Fragebogen, ob für sie ein freiwilliger 
Wehrdienst in Frage kommen würde. Für Männer ist die Beantwortung verpflichtend, sonst 
droht ein Bußgeld. Frauen hingegen haben keine Pflicht und nur wenige schicken den 
Fragebogen zurück. Gleichzeitig wird die Wiedereinführung eines Zivildienstes diskutiert und 
Kapazitäten in den Einrichtungen bereits geprüft.  

Verstärkte Überwachung und mehr Rechte für die Bundespolizei 

Gerade wird das Gesetz für die Bundespolizei „modernisiert". Die Bundespolizei darf bald 
Drohnen einsetzen und abwehren sowie automatisierte Videoüberwachung mit 
Gesichtserkennung an Bahnhöfen nutzen. Das Gesetz erlaubt verdachtsunabhängige 
Kontrollen in Waffenverbotszonen sowie präventive Telekommunikationsüberwachung. Die 
Polizei darf also aktiv werden, bevor überhaupt ein Tatverdacht besteht. Außerdem kann sie 
Meldeauflagen und Aufenthaltsverbote gegen einzelne Personen verhängen, ohne dass diese 
eine Straftat begangen haben. Diese und weitere Änderungen stellenmassive Einschnitte in 
die Grundrechte dar. 

Darüber hinaus wird in einigen Bundesländern bereits die US-amerikanische Software 
Palantir eingesetzt. Das Problem ist die Logik der Software: das automatisierte 
Zusammenführen und Durchforsten riesiger Datenmengen, was einem flächendeckenden 
Angriff auf die Privatsphäre von Millionen Menschen gleichkommt. Hinzu kommt die 
geopolitische Sorge, da Palantir vom Trump-nahen Milliardär und Vordenker eines 
antidemokratischen Elitenstaats Peter Thiel mitgegründet wurde sowie eng mit US-Behörden 
verknüpft ist. Über den US Cloud Act könnten im Zweifel amerikanische Stellen auf deutsche 
Polizeidaten zugreifen. 

Widerstand, der Hoffnung macht 

Aufrüstung nach innen und nach außen geht Hand in Hand mit autoritärem Staatsumbau und 
Sozialstaatsabbau – das macht Angst. Doch gleichzeitig haben wir auch Grund zur Hoffnung: 
Noch längst sind nicht alle von der Notwendigkeit des Krieges überzeugt und es regt sich 
antimilitaristischer Widerstand. Daran können und müssen wir als Linke anknüpfen. Die 
„Zusammen für Gaza"-Großdemonstration im September 2025 in Berlin hat gezeigt, dass es 
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uns als Linke gelingen kann, mit Verbündeten gegen Krieg und Genozid zu wirken. Doch eine 
Großdemonstration allein reicht nicht aus: Es braucht eine klare Position, verstetigten 
Widerstand und starke Bündnisse. In Mainz können wir als Vorbild vorangehen, Widerstand 
verstetigen, Initiative ergreifen und Bündnisse schmieden und uns darin als verlässlicher 
Partner etablieren. 

[1] https://linx.rosalux.de/militarisierung-der-gesellschaft  
[2] https://www.tagesschau.de/inland/gesellschaft/kriegsdienstverweigerung-anstieg-
100.html  
[3] https://students4palestinemainz.de/jgu-bericht#israelische-universitaeten  
[4] https://www.bundesregierung.de/breg-de/suche/bk-regierungserklaerung-bt-2400826  
[5] https://www.tagesschau.de/wirtschaft/unternehmen/ruestung-helsing-start-up-ki-100.html  
[6] https://www.jungewelt.de/loginFailed.php?ref=/artikel/495979.krieg-im-inneren-die-
heimatfront-kriegst%C3%BCchtig-machen.html 
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